T. Nord /T Falkner, 6. März 2007
Für ein Brandenburg der Regionen
Thesen zum Begriff „Region“ in der Debatte der Linkspartei.PDS zu einem Leitbild für ein zukunftsfähiges und solidarisches Brandenburg

Der Begriff der Region ist in den politischen Diskussionen der letzten Jahre ebenso präsent wie diffus. Keine politische oder soziale Entität, die nicht regional unterteilt würde und in der sich nicht Regionen gegenüber dem Ganzen zu artikulieren und zu formieren suchten. Wo das Regionale entfällt und durch ein Nebeneinander von (noch dazu) rivalisierenden Lokalitäten unter einem rein administrativen Dach ersetzt wird, ist Entwicklung eher blockiert und sind Perspektiven verstellt. Wo Regionen produktiv werden, konstituieren sie innerhalb einer an Bedeutung gewinnenden größeren Einheit neue, bisherige administrative und staatliche Grenzen überwindende Handlungsräume – etwa die Europa-Regionen. Eine ähnliche, noch wirksamere Entwicklung vollzieht sich innerhalb von Bundesländern mit der Bildung von Großkreisen an Stelle bisheriger Landkreise. Und auch die alte Debatte um eine Länderneugliederung in der Bundesrepublik erlangt in diesem Kontext eine neue Dimension. 

Der Leitbild-Ansatz der Landesregierungen von Brandenburg und Berlin greift diese Dimension des Regionalen nicht auf, während der Leitbild-Entwurf der Linkspartei.PDS-Fraktion bewusst auf ein „Brandenburg der Regionen“ zielt.
Unser Ziel muss es sein, Brandenburg als ein Land mit unterschiedlichen Regionen, die lebenswert sind und über gleichwertige Lebensbedingungen verfügen, zu entwickeln. Gerade deshalb muss ein neues Leitbild differenzierte Aussagen für den äußeren Entwicklungsraum und den engeren Verflechtungsraum treffen. Gleichwertig heißt dabei nicht gleichartig. Gleichwertigkeit heißt Berücksichtigung der unterschiedlichen Potenziale der einzelnen Regionen für eine eigenständige Entwicklung. Die regionalen Erfordernisse der öffentlichen Daseinsvorsorge und wirtschaftlicher Entwicklung müssen und können differenziert definiert werden. Es wird eine Landespolitik benötigt, die gerade wegen der sinkenden finanziellen Ressourcen einen fairen Interessenausgleich zwischen allen Teilräumen Brandenburgs sichert und eine Zusammenarbeit mit Regionen auch außerhalb der Landesgrenze fördert. 
Unser Interesse in diesem Text richtet sich auf den durch die geografischen Grenzen des Landes Brandenburg umrissenen Raum (also incl. Berlin) und – sofern für die Entwicklung des Landes von Belang – auch auf die Anrainer-Gebiete. Regionen in diesem Sinne sind dann Räume mit sozio-ökonomischen, historisch-kulturellen und geografischen Gemeinsamkeiten oberhalb der Landkreis- und unterhalb der Landesebene. 
· Zunächst ist dabei zu fragen, ob ein solcher konzeptioneller Ausgangspunkt angesichts übergreifender Entwicklungen sinnvoll ist und produktiv sein kann. (I.) 

· Wenn sich das als sinnvoll erweist, ist zu fragen, wie derartige Regionen zu bestimmen und zu beschreiben sind. (II.) 

· Anschließend ist der Versuch zu unternehmen, solche Regionen konkret zu benennen und untereinander abzugrenzen. (III.)

· Zugleich ist zu klären, was einen solchen zunächst formalen Neuansatz begleiten muss, damit er politisch mit Leben erfüllt werden kann (Funktionalreform, Kommunen und Regionen). Alsdann wäre ein abgleichender Blick auf perspektivische Entwicklungen über den Landesrahmen hinaus zu werfen. (IV.) 

· Und letztlich sind die zentralen Bedingungen und Herausforderungen zu benennen, unter denen sich ein neuer regional bezogener Politikansatz im Land bewähren und möglichst besser als andere Ansätze erweisen muss. (V.)

Wir stützen uns dabei vor allem auf den von der Linksfraktion im Landtag Brandenburg vorgelegten Entwurf eines Leitbildes „Für ein zukunftsfähiges und solidarisches Brandenburg“
 sowie auf die Ergebnisse der Klausurberatung des Landesvorstandes der PDS Brandenburg am 16.04.2005 zur Diskussion über ein neues Leitbild für das Land.

I. 
Regionalisierung steht der Globalisierung als möglicher und tatsächlicher Gegentrend gegenüber – und wird doch von ihr massiv überlagert. Die PDS hat in den 90er Jahren versucht, dieser Entwicklung sowie den damit verbundenen spezifischen Problemen einer „doppelten Transformation“ in Ostdeutschland (R. Reißig) mit einer „europäischen Regionalisierungsstrategie“ (D. Klein) in Gestalt des „Rostocker Manifests“ zu entsprechen und einen politischen Gestaltungsansatz zu entwickeln. Damit korrespondierten politische Diskurse in anderen Parteien, insbesondere in der SPD (Ost), die ihrerseits auch auf die Entfaltung endogener Potenziale in der Region Ostdeutschland sowie auf die Etablierung regionaler Wirtschaftskreisläufe setzten. 
Politisch zur Geltung kamen diese Ansätze freilich nicht. Das haben einerseits die relevanten, vor allem bundespolitischen, Akteure zu verantworten. Andererseits erweist sich, dass „Ostdeutschland“ als konstituierendes Moment einer politisch handlungsfähigen, zur Interessenartikulation befähigten Region nur (noch) bedingt taugt. Und dies nicht nur wegen der durch Länder- und Parteienkonkurrenz bedingten Blockaden.
 
Die wirtschaftliche Entwicklung in Ostdeutschland als Ganzem z. B. bleibt zwar seit 1997 wieder hinter der westdeutschen zurück, aber – so Berthold Vogel - „so eindeutig zahlreiche Indikatoren auf ein ostdeutsches Niedergangsszenario hinweisen, so uneindeutig ist bei näherem Hinsehen dennoch die Lage. Ein Beispiel: Der quantitative Rückschlag, den die industrielle Welt Ostdeutschlands erfahren hat, entspricht keiner qualitativen Rückständigkeit.“
 „Vor allem … ist eine Fragmentierung zu beobachten“, betont Rainer Land und verweist auf „eine zunehmende Divergenz zwischen einer Reihe hochmoderner, produktiver und meist ertragreicher Unternehmen, die in überregionalen Produktionszusammenhängen agieren und ihre Produkte auf den Weltmärkten absetzen, und einer Mehrheit von Unternehmen, die auf regionalen Märkten agieren, Produkte und Dienstleistungen anbieten, die lokal nachgefragt werden und die nur lokal konsumiert und produziert werden können.“
 Diese Differenzierung findet sich auch im Land Brandenburg (wenn auch nicht so ausgeprägt wie etwa in Sachsen oder Sachsen-Anhalt) bzw. in der Region Berlin-Brandenburg. 
Insgesamt entfaltet sich in Deutschland eine Entwicklungsdynamik, die nach übereinstimmender Einschätzung von Fachleuten „regional gespalten bleiben wird. ... Das Nebeneinander von Wachstum und Schrumpfung ist heute die Realität der Raum- und Stadtentwicklung in Deutschland. Es führt zu einer Vielzahl von räumlichen Problemkonstellationen, die regional und örtlich angepasste Entwicklungsstrategien erfordern.“
 (Hervorhebungen – d. A.) 
Die herkömmlichen politischen Instrumente und Institutionen wie auch der Leitbild-Ansatz der Landesregierung sind nur bedingt in der Lage, hier gegenzusteuern (was auch für die räumliche Gliederung gilt). Unter solchen Bedingungen entfalten sich die starken Regionen zu Lasten der schwachen, die Zentren zu Lasten der Peripherie. Vorherrschende Politik begleitet diese Prozesse oder forciert sie gar. Linke Politik hingegen sollte demgegenüber daran gehen, den Interessenausgleich zwischen Regionen mit unterschiedlicher Entwicklungsdynamiken unter Bedingungen zu organisieren, in denen sich die Regionen ihrer konkreten Lage und ihrer Interessen erst bewusst werden (müssen) – und sie dann in produktive Aushandlungsprozesse überführen. 
Dies wiederum setzt voraus, dass die eher schwächeren Regionen sich ihrer Stärken bewusst werden bzw. eigenständige Strategien entwickeln (können), wie eigene Stärken auf- und auszubauen sind. 
Dazu braucht es ein funktionales Regionen-Bild – unabhängig von den vorgegebenen Strukturen. Der oben beschriebene Ansatz kann daher als konzeptioneller Ausgangspunkt sinnvoll und produktiv sein. 
II. 
Will man jedoch das Regionale aufschließen, um Entwicklungspotenziale zu erkennen und freizusetzen, so muss man über den einfachen Dualismus von Zentrum und Peripherie, von Dynamik und Degression, von städtisch und ländlich hinausgehen. So nimmt auch das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung eine differenziertere Typisierung vor – und dies mit einer Begründung, die gerade für Brandenburg mit seiner geografischen Lage im Zentrum Mitteleuropas und seinen starken Wanderungs- und Pendlerbewegungen von Interesse ist. Das Bundesamt will gerade dem Rechnung tragen, dass 
· „die wachsende Mobilität der Menschen ihre Aktionsräume über Gemeinde- oder Kreisgrenzen hinaus erweitert, 
· sich die hohen räumlichen Verflechtungen wenig an den Grenzen administrativer Einheiten orientieren, 
· Metropolräume über Verwaltungsgrenzen hinweg zusammenwachsen und so europäische/weltweite Bedeutung erlangen und 
· die Verkehrswege als Verbindungselemente zwischen Städten und Regionen dabei eine wichtige Rolle spielen, weil sie Erreichbarkeit innerhalb von Netzstrukturen vermitteln.“
 
Entsprechend kommt das Bundesamt zu drei Grundtypen von Regionen: 
Zentralraum: „Die großen zusammenhängenden städtischen Siedlungsgebiete sowie die z. T. über Landes- und Staatsgrenzen hinweg reichenden Siedlungs- und Verkehrskorridore bilden die Zentralräume in Deutschland und Europa. Die durchschnittliche Bevölkerungsdichte liegt in diesen Räumen bei 1.000 Einwohnern je km². Der Zentralraum nimmt damit eine herausragende Stellung im Raumgefüge ein. Hohe Siedlungsdichten und starke Siedlungs- und Verkehrsdynamik führen aber auch zu besonderen Problemlagen innerhalb dieses Raumtyps.“ 
Peripherraum: „Dieser Typ umfasst die dünn besiedelten, überwiegend ländlich geprägten Gebiete mit weniger als 100 Einwohnern je km² und mit größeren Entfernungen zu den Zentren. Diese Peripherräume sind über das ganze Bundesgebiet verteilt und nehmen 58 % der Fläche des Bundesgebietes ein. Trotz der geringen Bevölkerungsdichte lebt hier knapp ein Viertel der Bevölkerung.“ 
Zwischenraum: „Dieser Typ umfasst diejenigen Räume, die zwar keine eigenen großen Bevölkerungspotenziale aufweisen, aber trotzdem über eine gute Zugänglichkeit zu den bedeutenden Zentren verfügen. Sie bilden das erweiterte Umland der Zentralräume sowie korridorartige Räume zwischen ihren Kernen. Hier leben etwas mehr als 25 % der Bevölkerung auf gut 30 % des Bundesgebietes. Die Bevölkerungsdichte ist mit etwa 200 Einwohnern je km² etwa doppelt so groß wie die des Peripherraumes.“
 
Kriterien für die konkrete Bestimmung der ins Auge zu fassenden Regionen könnten – grob gefasst – sein: 

· Wirtschaftliche Verflechtung/Orientierung/Situation – incl.

· Pendlerbewegungen

· Branchenspezifika

· soziale Lage (Erwerbspotenzial und Erwerbstätigkeit, demografische Faktoren)

· infrastrukturelle Verbindungen; gemeinsame Bezugspunkte der Daseinsvorsorge

· gemeinsame geografische und natürliche Spezifika; Landschaften, Ressourcen, natürliche Grenzen

· Es handelt sich um historisch-politische Gebilde mit 

· spezifischer Geschichte

· gemeinsamer Administration bzw. gemeinsamen administrativen Problemen

· gemeinsamen grundsätzlichen und spezifischen Interessen (incl. Grenzlagen)

· Kultur

· Sprache/Idiom

· Siedlungsweise

· Religion, Säkularität, Wertegefüge

· Identitäts- bzw. Gemeinsamkeitsbewusstsein (incl. Partnerschaften in der Region)

Es geht also nicht um ein schönes, neues, funkelndes Konzept von Zentralen Orten, Clustern, Netzwerken etc., um ein Trennen „guter“ und „schlechter“ Standorte oder auch Firmen. 

„Nötig ist eine neue Verständigung auf angemessene Indikatoren, die regionale Entwicklung qualitativ angemessen abbilden. Wie aussagekräftig sind die Größen BSP/Kopf, Steuerkraft, Arbeitslosigkeit, Geburtenzahl, Einwohner/qkm usw., wenn es darum geht, die relative Position einer „Region“ im Vergleich zu „anderen Regionen“ darzustellen – wenn es sich dabei eben nicht um einen Vergleich auf der Folie des Wettbewerbsföderalismus handelt, sondern auf der Folie eines noch auszugestaltenden Leitbildes linker Regionalpolitik: dass die Menschen gerne in ihrer Region leben, dableiben können, Lebensqualität realisieren. Die Dekonstruktion Ostdeutschlands böte für die Linke auch die Chance, mit einem neuen Verständnis von Regionalpolitik eine Lücke zwischen Kommunalpolitik und Bundespolitik zu schließen, die von der Landespolitik nur dort gefüllt wird, wo eher zufällig sozioökonomische Regionen mit politischen Landesgrenzen übereinstimmen. Region als den alltäglichen Lebensraum zu begreifen, in dem sich die werk- und feiertäglichen Wege, Zusammenkünfte abspielen, der politisch kooperativ von verschiedenen politischen Einheiten zu gestalten ist.“

Erforderlich ist die Berücksichtigung von gewachsenen, funktionstüchtigen Verkehrs-, Infra- und Verwaltungsstrukturen, von weichen Standortfaktoren Gesundheit, Bildung, Betreuung sowie von sozialen und demographischen Strukturen. 
Die regionalen Erfordernisse der öffentlichen Daseinsvorsorge und wirtschaftlicher Entwicklung müssen und können differenziert definiert werden. Zu klären wäre dabei, was unter einer ausreichenden sozialen Grundversorgung in einem bestimmten Gebiet zu verstehen ist, also mit welchem Aufwand Ämter, Schulen, Bildungseinrichtungen etc. zu erreichen sein sollen, welche Einrichtungs“dichte“ z.B. von Kindertagesstätten, Gesundheitseinrichtungen, Einrichtungen für Kinder, Jugend, Kultur vorhanden sein muss, damit von gleichwertigen Lebensverhältnissen im Lande gesprochen werden kann. 
III. 
Berlin und Brandenburg bilden im nationalen und europäischen Maßstab eine gemeinsame Region. Brandenburg selbst aber besteht aus sehr unterschiedlichen Teilregionen – den überwiegend ländlichen und Berlinfernen Räumen, inklusive der wenigen städtischen Oberzentren einerseits und den zentraleren Regionen im engeren Verflechtungsraum zwischen Brandenburg und Berlin. Alles in allem sind die „regionalen Disparitäten im Flächenland Brandenburg ... erheblich. Während Bevölkerung und Wirtschaft im engeren Verflechtungsraum wachsen, befindet sich der ländliche Raum in einem tief greifenden Schrumpfungsprozess.“
 Nahezu alle Landkreise – mit Ausnahme von Teltow-Fläming sowie der kreisfreien Städte Frankfurt/Oder und Cottbus – realisieren ein Bruttoinlandsprodukt pro Kopf von nicht mehr als 20.000 Euro im Jahr. Das Berliner Umland kann zwar von dem Wirtschaftspotenzial der Hauptstadt profitieren. Doch proportional zur Entfernung von Berlin schmilzt dieser Profit. Je schlechter die regionalen strukturellen Voraussetzungen, desto weniger kann die jeweilige Region an wirtschaftlichen Dynamiken und Impulsen teilhaben.
 
Das Leben in den ländlichen Regionen kann und muss anders organisiert sein als das im engeren Verflechtungsraum, aber deswegen muss es nicht schlechter sein. Auch im Jahr 2020 werden in den ländlichen Regionen noch 52% der Bevölkerung des Landes leben. Die ländlichen Regionen verfügen über eigene Wachstumspotenziale, aber auch über interregionale mit Gebieten und Städten in Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen- Anhalt und Westpolen. Mit der EU-Ost-Erweiterung hat sich die Lage Brandenburgs grundlegend geändert. Sie kann eine Chance sein. 
Ohne die strukturellen Probleme insbesondere der Prignitz, der Uckermark und des südlichen Brandenburg ignorieren zu wollen, ist doch festzuhalten, dass gerade eine differenzierte Typisierung deutlich macht, dass auch solche Regionen eine Perspektive jenseits von Peripherie und Zentrum haben und dass die Landespolitik ihrer Aufgabe nicht gerecht wird, wenn sie gerade diese Räume nicht auch in ihrer Stellung zwischen Berlin einerseits und Hamburg, Szczecin, Poznan, Dresden etc. andererseits sieht. 
Die Metropolenregion um Berlin ist ein Wachstumsfaktor, sowohl was die Region selbst betrifft als auch auf die Durchschnittswerte auf das Land Brandenburg bezogen. In ihr wird es im Gegensatz zu anderen Teilräumen zu einer Verdichtung von so genannten weichen Standortfaktoren wie Schulen, Kultur, bevölkerungsbezogene Dienstleistungen u. a., aber auch von harten Strandortfaktoren wie Straße oder Ansiedlung kommen. Allerdings muss der Blick auch auf diese Region realistisch bleiben, denn auch die Metropolenregion ist gegenwärtig nicht zu einer sich selbst tragenden Entwicklung fähig. 
Nötig ist eine klare Definition des engeren Entwicklungsraumes als Entwicklungsgebiet mit eigenständigen Entwicklungsbedingungen, Interessen, eigenen Teilregionen und Dienstleistungsfunktionen, sowohl in Richtung Metropole als auch in Richtung ländliche Regionen. Nicht jedes Gebiet um Berlin hat mehr Einfamilienhäuser und Gewerbegebiete als Seen und Kiefern. Es ist sinnvoll, in den Regionen des engeren Verflechtungsraumes über eigenständige Möglichkeiten politischer Interessenwahrnahme nachzudenken. Dazu gehören auch die Möglichkeiten von weiteren Verwaltungszusammenschlüssen und Kooperationen, sowie die besondere Entwicklung einer engen Zusammenarbeit und Abstimmung mit dem Land Berlin. 
Bezieht man die oft eigene Identität, Geschichte, Kultur und sowie eigenständige interregionale Beziehungen der unterschiedlichen Räume in die Betrachtung ein, so kommt man – jenseits der derzeitigen administrativen Strukturen – einem Bild von den „wirklichen“ Regionen Brandenburgs näher: 
· Der engere Verflechtungsraum („Speckgürtel) besteht bei näherem Hinsehen aus vier unterscheidbaren, derzeit zu unterschiedlichen Landkreisen gehörenden Regionen – nämlich aus

1. dem industriell geprägten Gebiet um den südlichen Autobahn-Ring mit seinen Standorten der Verkehrsindustrie und dem künftigen BBI.

2. der Havelregion – Hennigsdorf, Velten, Oranienburg, Falkensee bis Werder mit seiner spezifischen Mischung von Wohnen und Arbeiten (Standorte wie Herlitz, Bombardier etc.)

3. dem östlichen Siedlungsgebiet zwischen Bernau, Strausberg und Erkner und

4. der Landeshauptstadt Potsdam.

· Der ländlicher Raum wiederum stellt sich eher in Regionen dar, die größer als die derzeitigen Landkreise sind:

5. Prignitz/Havelland (die derzeitigen Landkreise Prignitz, Ostprignitz/Ruppin und Teile des nördlichen OHV)
6. Uckermark/Barnim (Teile des nördlichen OHV)
7. Oderland (Teile der Landkreise MOL und LOS) und Frankfurt/Oder

8. Spreewald/Niederlausitz (Cottbus und die Landkreise SPN, OSL sowie Teile EE und LDS)

9. Havelland-Fläming (mit der Stadt Brandenburg an der Havel sowie den äußeren Teilen der derzeitigen Landkreise HVL, PM und TF)

Diese Regionen hätten im Schnitt jeweils eine landesplanerisch sinnvolle Bevölkerungszahl von 200.000 bis 250.000 Einwohnern. (Es gäbe aber auch z.B. -einen engeren Bezug zu den Bundestagswahlkreisen, was eine bessere Identifizierung mit politischen Vertretungsstrukturen auch auf dieser Ebene bestärken könnte.) 
IV. 
Angesichts der demografischen Entwicklung ist es eine Illusion, ganze Regionen von einem oder wenigen zentralen Orten aus in Gänze „versorgen“ zu wollen. Die Willkürlichkeit der von der Regierung verfolgten Systeme der Zentralen Orte verschärft den regionalen Wettbewerb, statt die vorhandenen Potentiale zu vernetzen. Die reale Entwicklung hat zudem in Teilräumen zu unterschiedlichen Zentrumsentwicklungen geführt. Verwaltungs-, Kultur-, Bildungs- und Wirtschaftszentren einer Region sind nicht in jedem Fall identisch. Die Diskussion über die Zentrumsförderung muss an dieser unterschiedlichen Wichtung und realen Entwicklungen anknüpfen. 
Notwendig ist weniger eine neue Diskussion über eine reduzierte zentralörtliche Gliederung (also eine reine Standortdiskussion), sondern eher eine Debatte über die Sicherung der notwendigen öffentlichen Daseinsvorsorge und ihre langfristige finanzielle Absicherung innerhalb einer Region – und zwar unabhängig von zentralen Orten (mit Ausnahme von Oberzentren) und der Benennung von dezentralen Standorten (Funktionszentren – mit funktionsbedingter Förderung) für Bildung, Verwaltung, Kultur, Gesundheit usw. Es muss prinzipiell gelten, die Stärken von Regionen regional, interregional, national und europäisch besser darzustellen und in ihnen die interkommunale Zusammenarbeit zu fördern. So ist darauf zu achten, dass ein kooperativer Ansatz der Kommunen in einer Region befördert wird. Über diesen Weg können bisherige Investitionen weiter genutzt und Potenziale erschlossen werden („Städte stärken“). Das könnte z.B. heißen, dass im Ergebnis einer solchen Sicherung der Daseinsvorsorge in der Fläche (Region) nur noch wenige Städte im Rahmen des Finanzausgleichs einen Ausgleich für besonders herausgehobene Funktionen erhalten müssen. 
Aus landespolischer Sicht – unter Berücksichtigung des Ansatzes, dass möglichst viel „unten“  (also in und zwischen den Kommunen einer Region) entschieden werden soll – wäre es dann sinnvoll  sich bei einer solchen Förderung vor allem auf - neben der Landeshauptstadt - fünf Oberzentren (je eines pro Region; denkbare Sitze von Regionalverwaltungen und Regionalparlamenten) zu konzentrieren: 
· Brandenburg/Havel 
· Frankfurt/Oder 
· Cottbus 
· Eberswalde 
· Neuruppin 
Alles andere – also insbesondere die Bestimmung und Förderung von Zentren – könnte künftig den Regionen überlassen werden (eine angemessene Finanzausstattung vorausgesetzt). Die Förderung so verstandener Regionen kann sich dabei nicht allein an der Bevölkerungszahl orientieren. Sinnvoll wäre es, Daseinsvorsorge und Wirtschaftsförderung bis zu einer zu bestimmenden Größe regional zu denken und die Förderung nicht mehr nur pro Kopf zu strukturieren, sondern einen zu bestimmenden Flächenfaktor einzubeziehen. Der von der PDS vorgeschlagene Regionalfonds zielt in diese Richtung.
Ein solcher Denkansatz kann an den Profilen der gegenwärtigen Landkreise und Regionalen Planungsgemeinschaften anknüpfen und die Realitäten der Gemeindegebietsreform zur Kenntnis nehmen. Die Regionalen Planungsgemeinschaften werden im Wesentlichen den beschriebenen Kriterien für funktionale Regionen gerecht – allerdings mit der Ausnahme des engeren Verflechtungsraumes und seiner spezifischen Substruktur. Hier erweist es sich als sinnvoll, die im Land Brandenburg schon einmal diskutierte und zunächst wieder verworfene Idee einer sechsten Regionalen Planungsgemeinschaft für den engeren Verflechtungsraum wieder aufzunehmen. 
Eine bloße Neudefinition von Regionen nur als Hülle oder als Dach für sich ohnehin vollziehende Prozesse wird freilich nicht ausreichen. 
Deswegen wollen wir eine breite Diskussion einer umfassenden Funktionalreform beginnen, über die Neuverteilung der Aufgaben zwischen dem Land, den Kreisen und den Gemeinden. Mit regionaler Kompetenz statt Zentralismus und Blick von Oben. Diese Debatte kann im Ergebnis auch zu einer Gebietsreform führen. Sie muss die Neuverteilung der finanziellen Ressourcen zwingend einschließen. Mit einer solchen Reform verbinden wir das Ziel, die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Infrastruktur in allen Teilen des Landes zu sichern – im gebotenen Maß, arbeitsteilig und solidarisch, eingebunden in die noch näher zu bestimmende Perspektive der Gesamt- und aller Teilregionen. Demokratische Teilhabe muss gesichert, die Möglichkeiten dafür müssen verbessert werden. Dies würde in jedem Fall zu veränderten Stadt-Umland-Beziehungen führen und das FAG zu einem zentralen Punkt der politischen Auseinandersetzungen machen. 
Die Ausprägung regionaler Identitäten, die Formulierung und positive Bewertung moderner, eigenständiger, ländlicher Lebensweisen, eigener Entwicklungsinteressen- und -chancen, die Anerkennung ländlicher Teilregionen als gleichberechtigte und relativ selbstständiger Gliederungen Brandenburgs mit einem hohen Maß an politischer Selbstbestimmung würde dem Engagement politischer, sozialer, kultureller und wirtschaftlicher Akteure, den an der Entwicklung dieser Gebiete interessierten Kräften neue Spielräume eröffnen, sie in ihrem Tun bestärken und motivieren. Ein solches neues Leitbild des Landes würde auch den in den peripheren Räumen des Landes beheimateten Menschen und engagierten Bürgerinnen und Bürgern realistische Perspektiven bieten können. Ein solches Leitbild, inklusive einer neuen Bewertung der Interessen und Lebensweisen im engeren Verflechtungsraum sowie ihrer Administration, würde ggf. auch wieder Chancen für einen sinnvollen Neuanlauf zur Fusion von Berlin und Brandenburg bzw. zu einer umfassenderen Neugliederung im Rahmen einer grundsätzlichen Föderalismusreform eröffnen. Die Zustimmung für eine Fusion mit dem Land Berlin rückt ohne eine solche Zukunftsvorstellung in weite Ferne. Die Zusammenarbeit von Berlin und Brandenburg kann auf absehbare Zeit nur funktionieren, wenn der Metropole ein selbstbewusstes Bundesland gegenüber steht. 
V. 
Was immer man tut, muss sich an folgendem bewähren: 
1.

Brandenburg braucht Dialog, partizipative Demokratie, Mitbestimmung, Interessenabwägung und -Ausgleich statt Zentralismus, Belehrungen und „Regieanweisungen an alle“. Der Kampf um die Mehrheitsfähigkeit von Demokratie, die Allgemeingültigkeit von Bürger- und Menschenrechten sowie um den Erhalt und die Neugestaltung sozialer Gerechtigkeit - auch und gerade unter den Bedingungen sinkender finanzieller Ressourcen und Massenarbeitslosigkeit – ist auch und gerade 18 Jahre nach der demokratischen Revolution in der DDR und angesichts der seither gemachten Erfahrungen eine noch immer und wieder aktuelle Herausforderung. Von diesen Auseinandersetzungen werden die kommenden Jahre politisch geprägt sein. In der Debatte zu diesen Werten können und wollen wir auf Niemanden verzichten.
Brandenburg hat nur eine Chance, wenn die Landespolitik den heute aktiven Akteurinnen und Akteure mit privatem und bürgerschaftlichem Engagement, Denjenigen, die das größte eigene Interesse haben, ihre Region lebenswert zu halten und kooperative Prioritäten setzen, größtmögliche Mitbestimmungs- und Gestaltungsräume einräumt und diese Menschen ermutigt, die sicher eher kleiner werdenden Spielräume maximal zu nutzen. Demokratie lebt von Einmischung, Partizipation und der Möglichkeit, mitzugestalten. Gerade weil die Probleme kompliziert und komplex sind, ist eine Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an der Haushaltspolitik des Landes wie der Kommunen und an Entscheidungen über die künftige Erbringung grundlegender Leistungen der öffentlichen Daseinsvorsorge (ÖPNV, Wasser, Abwasser u.a.m.) geboten. 
2.

Brandenburgs Perspektive gründet sich auf das, was in den vergangenen 17 Jahren im Lande entstanden ist – mit und ohne Fördermittel, geplant und ungeplant. Manches ist in Brandenburg inzwischen moderner als in den alten Bundesländern. Es gibt eine gute Infrastruktur, die über das ganze Land verteilt entstanden ist. Es gibt modernste Kulturhäuser, Spaßbäder und hunderte komplett sanierter Schulen. Neue Verwaltungszentren in den Kreisstädten. Neue Krankenhäuser und Gesundheitszentren. Nur leider oft in sich entvölkernden Räumen, an zentralen und weniger zentralen Orten. Es gibt in allen Regionen Brandenburgs kleine und größere leistungsfähige Betriebe, die sich mit und ohne Wirtschaftsförderung, mit und ohne Zugehörigkeit zu Clustern bzw. Branchen in 15 Jahren etabliert und am Markt behauptet haben. Gerade von ihrer Perspektive und ihrer Entwicklung hängt in hohem Maße ab, ob ganze Gebiete noch eine positive Lebensperspektive für die dort Lebenden haben. Es gibt viele Keimzellen für Neues, die lokalisiert und genutzt werden müssen, z.B. in dem Landespolitik die vielen sanierten und modernisierten Bildungsstandorte nicht als Last, sondern als Chance und Ressource verstehen. Es geht vor allem darum, Erreichtes (egal, an welchem Standort und egal welcher Branche) zunächst möglichst zu erhalten (wenn es nicht gerade Geld vernichtende Projekte sind), womöglich im Sinne der Schaffung neuer Arbeitsplätze aus- oder umzubauen und zukunftsfähig zu machen. 

Wie Geschaffenes stabilisiert und eine positive Entwicklung verstetigt werden kann, darauf muss man Antworten geben!
Wir sagen daher: Es geht vor allem um den Vorrang der Standort- und Investitionssicherung, die Weiterentwicklung von Leistungsfähigem, Neuinvestitionen ins Vorhandene oder dessen Erweiterung und Ergänzung - als Priorität vor Neu- oder Rückbau. Das gilt in der Industrie oder bei kleinen und mittelständischen Unternehmen genauso wie bei Bildung, Gesundheit, Kultur und sozialen Einrichtungen, egal wo in Brandenburg sie sich befinden, d.h. weitgehend unabhängig vom Standort.
3. 

Die Linkspartei.PDS Brandenburg hat – anknüpfend an ihr Landtagswahlprogramm und den Entwurf des Perspektivprogramms – Brandenburg stets eingebunden in eine große europäische Region an Oder und Neiße verstanden. In diesem Sinne sind wir für eine EU-Osterweiterung eingetreten und ist unsere Politik pro europäisch. Daran werden wir nicht nur festhalten, sondern müssen unsere entsprechenden Forderungen im Rahmen der Diskussion um ein künftiges Leitbild für Brandenburg noch klarer und deutlicher artikulieren. 
Brandenburg hat mit seiner 250 km langen Grenze zu Polen eine Chance, von der EU-Osterweiterung zu profitieren: Doch dafür muss Politik die europäischen bzw. europapolitischen Rahmenbedingungen definieren und finanzpolitisch untersetzen. Auch hier kann es kein „Weiter so!“ geben – auch hier gilt eben gerade nicht, sich ausschließlich „aus eigener Kraft“ zu erneuern – genauer gesagt im eigenen Saft zu schmoren. Statt märkischem Provinzialismus braucht die Landespolitik endlich einen auf die Entwicklung der gesamten europäischen Region gerichteten Ansatz.
Die europäische Dimension muss in der Landespolitik und im Land überhaupt einen höheren Stellenwert erhalten, als das gegenwärtig der Fall ist. Brandenburg muss sich konsequent für die Stärkung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit einsetzen. Dazu gehört u. a. die Schaffung einer institutionalisierten Zusammenarbeit zwischen regionalen und kommunalen Gebietskörperschaften in der deutsch-polnischen Grenzregion. 

4.

Für die Linkspartei.PDS Brandenburg sind stabile öffentliche Haushalte seit Langem wichtige politische Zielgröße. Wir wissen: in Brandenburg wird in den kommenden Jahren weniger Geld zur Verfügung stehen. Dies zu ignorieren wäre verantwortungslos und populistisch; es würde den Abwärtstrend des Landes beschleunigen statt aufzuhalten oder gar zu wenden. Richtig ist aber auch: Eine solche Entwicklung zwingt die politisch Verantwortlichen, dem Rückgang der Ressourcen nicht nur mit dem Rotstift hinterher zu eilen, sondern alles zu unternehmen, um aus dem Vorhandenen mehr zu machen und so die Ressourcen perspektivisch zu erhalten oder, wo möglich und sinnvoll, zu mehren.
Die Situation verlangt neue Antworten auch in der Bundes- wie in der Landespolitik. Sinkende Finanzmittel erfordern - selbst unter der Voraussetzung von wenig wahrscheinlichen Veränderungen der bundespolitischen Rahmenbedingungen - nach dem Jahrzehnt der Verschwendungen und der u. a. daraus resultierenden finanziellen Notsituation des Landes eine neue Prioritätensetzung in der Landespolitik. Es ist nicht wahrscheinlich, dass dem Solidarpakt II 2019 ein Solidarpakt III folgen wird. Aber dennoch und gerade deswegen sind bundespolitische Innovationen in der Finanzpolitik notwendig: Der Bevölkerungsrückgang wirkt sich mehrfach bestrafend auf Brandenburg aus. Es wäre sinnvoll, in den Länderfinanzausgleich einen „demografischen Nachteilsausgleich“ einzubeziehen, der nicht nur den strukturschwachen Gebiete Ostdeutschlands, sondern auch denen des Westens zu Gute kommen würde. Auch unsere Forderungen bezüglich der EU-Fördergelder machen weiterhin Sinn: Höchstförderung wo immer und so lange wie möglich, Einstellen nicht abgerufener EU-Fördermittel in Regionalfonds; Aufhebung des strikten Ko- Finanzierungsgebots insbesondere für Kommunen; stärkere Orientierung auf Beschäftigungswirksamkeit; keine sinkenden Zahlungen seitens der Bundesrepublik nach Brüssel.
Gleichwohl kann derzeit in der eigenen Finanzplanung nicht davon ausgegangen werden, dass sich die herrschende Bundes- und Landespolitik diesen Forderungen stellt oder gar durchsetzt. Angesichts dieser Umstände ist es eine realistische Annahme, dass das Land das Null-Ziel der Haushaltskonsolidierung bis 2010 verfehlen wird. Deshalb gilt es eigene politische Antworten nüchtern auf diesem Wissen aufzubauen. Gerade wegen der sinkenden Mittel müssen wir uns verstärkt dafür einsetzen, dass das mit viel Geld positiv Geschaffene in den Regionen für die Menschen nutzbar bleibt und als Chance verstanden wird. Getätigte Investitionen dürfen nicht durch neue administrative Fehlentscheidungen vernichtet werden, sondern Strukturen und Institutionen müssen so verfasst sein, dass sie auch dazu beitragen, dass die knapper werdenden Mittel so effektiv wie möglich zur Anwendung kommen. 
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